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Der Deutsche Bundestag hat die Bundesregierung 

ersucht, 

über die Ergebnisse und Erfahrungen des ersten , 
Lehrganges zur Ausbildung von deutschen Be- | 
amten für internationale Aufgaben zu berichten i 
und in diesem Bericht auch vergleichsweise die 
Ausbildung und Rechtsstellung der Bedienste- 
ten anderer Staaten bei zwischen- und über- 
staatlichen Einrichtungen anzuführen. 

Hierzu berichte ich wie folgt: 

1. Auf Grund der Empfehlungen des von der 
Konferenz der Innenminister und Innensenato- 
ren der Länder eingesetzten Arbeitskreises zur 
Untersuchung der Frage, wie die Heranbildung 
von deutschen Beamten zum Zwecke ihrer Ver- | 
Wendung hei internationalen Organisationen j 
verbessert werden kann (sog. Loschelder-Gut- : 
achten), hat das Bundesministerium des Innern j 
bisher zwei Fortbildungslehrgänge für Beamte ! 
des höheren Dienstes aus Verwaltungen des 
Bundes und der Länder zur Vorbereitung auf 
eine Verwendung in internationalen Aufgaben 
durchgeführt. Ein dritter Lehrgang für inter- ; 
nationale Aufgaben und Verwaltungsführung j 
begann mit modifiziertem Fortbildungsziel am ; 
18. September 1967; der Lehrgang wird im Fe- 
bruar 1969 enden. 

Anlaß für die Einrichtung dieser Lehrgänge 
waren die damals besorgniserregende Personal- 
lage bei den internationalen Verwaltungen, 
das auffällige Mißverhältnis zwischen der 
finanziellen und der personellen Beteiligung 


der Bundesrepublik Deutschland an zwischen- 
und überstaatlichen Organisationen und der in- 
folge der Aufgabenverflechtungen internatio- 
naler und nationaler Verwaltungen wachsende 
Bedarf an Bediensteten, die außer über Fremd- 
sprachenkenntmsse auch über das spezifische 
Wissen und die Fähigkeiten verfügen, die die 
im internationalen Bereich üblichen Arbeits- 
und Vorhandlungsformen erfordern. 

2. Der erste Fortbildungslehrgang für internatio- 
nale Aufgaben wurde in der Zeit vom 15. Fe- 
bruar 1966 bis zum 28. Februar 1967 durchge- 
führt. Er umfaßte einen wissenschaftlichen Ein- 
führungsteil von vier Monaten und ein Prakti- 
kum bei internationalen Organisationen von 
sechs Monaten. Von den 15 Teilnehmern gehör- 
ten acht der Bundesverwaltung, sieben den 
Verwaltungen der Länder an. 

3. Der zweite Lehrgang begann am 1. Januar 1967 
mit einem Fremdsprachenlehrgang in der Spra- 
chenschule der Bundeswehr in Euskirchen. Das 
fünfmonatige Fachprogramm wurde in insge- 
samt zehn Tagungsabschnitten an wissenschaft- 
lichen Hochschulinstituten, Fortbildungseinrich- 
Lungen der Wirtschaft und der Bundesländer so- 
wie in der „Training and Education Division" 
der Treasury in London durchgeführt. Die sechs- 
monatigen Auslandspraktika der Teilnehmer 
bei internationalen Organisationen endeten am 
29. Februar 1968. Es nahmen zwölf Angehörige 
der Bundesverwaltung und sieben Angehörige 
der Länderverwaltungen am Lehrgang teil. 
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4. Während dem ersten Lehrgang noch die Unzu- ; 
länglichkeiten eines Experiments anhafteten, 
wobei gewisse Mängel auf die unzureichende 
Zeit zur Vorbereitung zurückzuf ühren waren, : 
konnten bei der Gestaltung des zweiten Lehr- j 
gangs schon organisatorische und didaktische Er- j 
fahrungen verwertet und dadurdi Programmie- | 
rung und Ablauf wesentlidi verbessert werden. | 
Mit Programmierung und.Beginn des dritten Lehr- 
gangs kann die Phase der Entwicklung und Er- 
probung eines Fortbildungssystems mit dem 
Zweck, befähigte Beamte auf internationale 
Aufgaben und auf Führungsfunktionen im in- 
nerstaatlichen Bereich gezielt vorzubereiten, als 
abgeschlossen angesehen werden. 

Die nachfolgende Darstellung greift im wesent- 
lichen auf die Erfahrungen zurück, die mit dem 
zweiten Fortbildungslehrgang für internationale 
Aufgaben gesammelt worden sind. 

5. Ziel der Lehrgänge 

Ausbildung und Vorbereitungsdienst der deut- 
schen Verwaltungsbeamten im höheren Dienst 
sind noch vom traditionellen Berufsbild des 
Richters geprägt. Sie vermitteln nicht in aus- 
reichendem Maße das für den Dienst in inter- 
nationalen Verwaltungen erforderliche Spezial- 
wissen auf dem Gebiet des internationalen 
Organisations- und Verwaltungsrechts; sie ver- 
nachlässigen fast völlig das die moderne Lei- 
stungsverwaitung beherrschende Prinzip der 
Wirtschaftlichkeit, das sich nicht nur im Ver- 
hältnis Aufwand/Ertrag, sondern auch im Ver- 
hältnis Risiko/Chance zielbestimmender und 
zielgerichteter Verwaltungstätigkeit ausdrückt. 
Dem steht die Tatsache gegenüber, daß sich die 
Mehrzahl der Verwaltungsmaßnahmen interna- 
tionaler Organisationen im Bereich ökonomi- 
scher Tatbestände vollzieht und die Bearbeitung 
daher ein hohes Maß wirtschaftlichen Verständ- 
nisses und die Fähigkeit zur volkswirtschaft- 
lichen Betrachtung und Bewertung erfordert. 
Auf der anderen Seite ist nicht zu übersehen, 
daß dem nur wirtschaftswissenschaftlich, be- 
triebswirtschaftlich oder soziologisch vorgebil- 
deten Nachwuchs nicht in gleichem Maße wie 
dem Juristen die von diesem erlernte und in 
allen Bereichen der Verwaltung unerläßliche 
Fähigkeit zuerkannt werden kann, bestimmt be- 
grenzte Sachverhalte gründlich zu analysieren, 
die konfliktsbezogenen Probleme klar hcraus- 
zustellen, unter rechtlich vorgegebene Regeln 
einzuordnen und nach festgelegten Verfahrens- j 
Sätzen eine klare Entscheidung zu treffen. 

Um diesen Mängeln abzuhelfen, verfolgen die | 
Lehrgänge für internationale Aufgaben neben I 
der fortlaufenden Förderung der fremdsprach- 1 
liehen Kenntnisse ein doppeltes Fortbildungs- 
ziel: 

- Das elementare Fachwissen der regelmäßig 
nur auf einem Fachgebiet vorgebildeten Teil- 
nehmer wird so verbreitert, daß darauf auf- 


bauend die interdisziplinären Zusammen- 
hänge von verwaltungsrelevanten Sachver- 
halten und Tätigkeiten systematisch sichtbar 
gemacht werden können. 

- Als Anleitung zur Anwendung des erworbe- 
nen Sachwissens wird eine Unterrichtung 
über diejenigen Techniken und Methoden an- 
gestrebt, mit denen sich in der planenden, 
vorsorgenden und zukunftsgestaltenden Ver- 
waltung die als richtig erkannten Ziele am 
sichersten, mit dem geringstmöglichen Auf- 
wand und rechtzeitig durchsetzen lassen. 

Die Beherrschung solcher zum Teil aus der Ver- 
waltung von Wirtschaf tsunternehmen entlehn- 
ter Technikern und Methoden wie Planung, 
Organisation, Informationsfluß-Verfahren, Sy- 
stemforschung, Datenverarbeitung, operatives 
Handeln, Menschenführung usw. ist unerläß- 
liche Voraussetzung, um die im modernen, in- 
dustriell hochentwickelten, gesellschaftlich und 
politisch stark differenzierten Staat wie auch im 
internationalen Dienst dem Verantwortungs- 
träger zuwachsenden Aufgaben zu bewältigen. 

6. Voraussetzungen iür die Teilnahme 

Es ist Wert darauf gelegt worden, nicht nur 
Juristen, sondern auch Bewerber mit anderer 
beruflicher Vorbildung - besonders Volks- und 
Betriebswirte - in die Lehrgänge aufzunehmen. 
Vorausgesetzt wurde, soweit laufbahnüblich, 
die zweite Staatsprüfung, andernfalls das aka- 
demische Abschlußexamen - beide jeweils mit 
überdurchschnittlichem Prüfungsergebnis - und 
eine nach der unterschiedlichen Berufsausbil- 
dung bemessene Mindestzeit praktischer Ver- 
waltungstätigkeit. An Fremdspraehenkenntnis- 
sen waren die Beherrschung einer europäischen 
Verkehrssprache (Englisch oder Französisch) 
und ausbaufähige Grundkenntnisse in der je- 
weils anderen Sprache nachzuweisen. Die obere 
Altersgrenze war im allgemeinen 35 Jahre. 

7. Auswahl der Teilnehmer 

Die entsendenden Behörden sind verpflichtet, 
das Gehalt fortzuzahlen; eine freie Ausschrei- 
bung mit allgemeinem Auswahl Wettbewerb ist 
daher bislang nicht möglich. So werden im Re- 
gelfall die Bewerber von den zuständigen 
Dienstbehörden vorgeschlagen, über die Zulas- 
sung zum Lehrgang entscheidet ein aus leiten- 
den Persönlichkeiten des Bundes-, des Landes- 
und des Kommimaldienstes gebildeter Auswahl- 
ausschuß, dem als beratende Mitglieder auch 
Persönlichkeiten der Personalverwaltung inter- 
nationaler Organisationen angehören. Das 
mehrtägige Auswahlverfahren ist dem Vorstel- 
lungsverfahren einiger Länder bei Annahme 
von Bewerbern für den höheren Verwaltungs- 
dienst nachgebildet und auf die spezifischen, 
sachlichen und personellen Anforderungen der 
Lehrgangszielsetzung ausgerichtet. Ohne das 
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vorrangige Kriterium der fachlichen und per- 
sönlichen Eignung der Bewerber zu vernach- 
lässigen, wurde die Auswahl auch unter dem 
Gesichtspunkt eines ausgewogenen Verhältnis- 
ses von Bundes- und Landesbediensteten ge- 
troffen. 

Die Zahl der zugelassenen Bewerber entsprach 
der im voraus festgelegten Platzzahl, die einer- 
seits durch die zur Verfügung stehenden Fiaus- 
haltsmittel, andererseits durch die Eigenart der ' 
anzuwendenden, eigens für die Lehrgänge ent- 
wickelten mitarbeitsintensiven Lehrmethoden 
und Schulungstechniken begrenzt war. Die bei 
der Konzipierung der Lehrgänge verwerteten 
Erfahrungen anderer Fortbildungseinrichtungen ! 
haben erwiesen, daß optimale Leistungsergeb- j 
nisse nur erzielt werden können, wenn ein [ 
überschaubarer Kreis von etwa 20 Teilnehmern j 
nicht überschritten wird. I 

Es hat sich gezeigt, daß die Bereitschaft der ' 
Verwaltungen, besonders qualifizierte Beamte j 
für die Lehrgänge zu benennen, häufig an per- * 
sonalwirtschaftlichen und finanziellen Erwägun- i 
gen scheitert. Eine Verminderung dieser j 
Schwierigkeiten ließe sich dadurch erreichen, 
daß bei einer zentralen Stelle Planstellen ge- j 
schaffen werden, aus denen während des Lehr- ! 
gangs die laufenden Bezüge der Teilnehmer | 
gezahlt werden können. 

8. Programm,. Fachgruppen und Lehrkräfte 

Dem eigentlichen Fachprogramm war eine zwei- : 
monatige Sprachfortbildung an der Sprachen- ! 
schule der Bundeswehr in Euskirchen vorge- ! 
schaltet mit dem Ziel, in derjenigen Fremd- ' 
spräche, in der im Auswahlverfahren noch j 
Lücken ermittelt worden waren, durch intensive ; 
Schulung einen dem Lehrgangsdurchschnitt ent- l 
sprechenden Kenntnisstand zu erreichen. Die 
Fremdsprachenlörderung während des Lehr- 
gangs beschränkte sich auf den fachterminolo- 
gischen Bereich; sie wurde mit Fachvorträgen 
und Arbeitsgemeinschaften in fremder Sprache 
kombiniert. 

Der Lehrgang begann mit volkswirtschaftlichen 
Propädeutika für Juristen und juristischen Ele- 
mentarvorbereitungen für Lehrgangsteilnehmer 
anderer Fachrichtungen. Dadurch ließ sich eine 
gewisse Homogenität des Lehrgangs im Lei- | 
stungsstand erreichen. Die unterschied! i che | 
fachliche .Herkunft der Teilnehmer erwies sich j 
im übrigen durchaus als Vorzug im Sinne einer I 
gegenseitigen Befruchtung und Ergänzung des j 
erlernten Fachwissens und der gewohnten 
Denkkategorien. I 

Entsprechend dem Fortbildungsziel eines Lehr- 
gangs für internationale Aufgaben und mit 
Rücksicht auf die bisherigen Arbeitsvorausset- j 
zungen ist der Lehrstoff des ersten Lehrgangs- 
abschnittes in folgende vier Fachgruppen auf- , 
geteilt worden: j 


- internationales und nationales öffent- 
liches Recht und zwischenstaatliche poli- 
tische Beziehungen 

- Wirtschaft und Finanzen 

- Regierungs- und Verwaitungslehre 

- F i entsprachen f ö rde rung. 

Jede Fachgruppe wurde von einem Fachgrup- 
penleiter programmiert und in Vorbereitung 
und Durchführung der Veranstaltungen verant- 
wortlich betreut. Dabei konnte durch ständige 
Zusammenarbeit der Fachgruppenleiter einer- 
seits die Bildung fachlicher Schwerpunkte in der 
Programmfolge, andererseits aber auch eine 
sachlogische Verbindung von Fachthemen ver- 
schiedener Fachgruppen erreicht und damit die 
interdisziplinäre Verklammerung der Stoffge- 
biete hergestellt werden. Um den erst während 
des Ablaufs des Lehrprogramms erkennbaren 
Interessengebieten der Teilnehmer Rechnung zu 
tragen, wurde außerhalb der Fuchgruppenzu- 
ordnung ein Zusatzprogramm auf folgenden Ge- 
bieten vorgesehen: 

- Führung und Verhaltensmodelle in ver- 
fahrensfreien Bereichen (besonders Stra- 
tegie und Taktik im Vorwal fiuigsbereich) 

- allgemeine Denkmethodik und dialekti- 
sche Rhetorik 

- Konzeptions- und Systernlehre 

- Ideologien 

- neuere politische Geschichte und Zeit- 
geschichte 

Son d ergeh io to der Psychologie und So- 
ziologie sowie der Philosophie 

- gegenwartsnahe kulturelle Fragen 

- internationales Protokoll und Umganqs- 
formen. 

Elektronische Datenverarbeitung, Kybernetik 
und andere zunehmend an Bedeutung gewin- 
nende Spezialgebiete mit technischer Orientie- 
rung wurden systematisch im Rahmen der Lehr- 
stoffgruppe „Regierungs- und Verwaltungs- 
lehre" behandelt. Die Bemühungen urn das Ver- 
mitteln von Verfahren und Techniken auf den 
Gebieten der Projektbearbeitung und Planung 
sind vor allem durch Gastaufenthalte der Lehr- 
gänge bei der Treasury in London (Programm 
„Organization and Methods") und durch theore- 
tische und praktische Beteiligung an Führungs- 
kräfteseminaren der Kauihof-AG in deren Fort- 
bildungsstätte in Neckargemünd bereichert wor- 
den. 

Das Fortbildungsprogramm soll weiterhin auch 
auf ausländische Erfahrungen gestützt werden, 
um damit zugleich eine fremdsprachliche Fort- 
bildung zu erreichen. Im übrigen hat es sich be- 
währt, neben der eigenen Lehrtätigkeit der 
Fachgruppen! eiter hauptsächlich auf pädago- 
gisch befähigten Praktiker, vor allem auf Refe- 
renten aus den Ressorts, zurückzugreifc-n. Für 
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die Behandlung von Themen mit besonderem j 
wissenschaftlichen Erkenntniswert wurden 
Hochschullehrer gewonnen. j 

9. Didaktische Methoden und Veranstaltungs- 
formen 

Die spezifischen Management-Fähigkeiten kön- 
nen größtenteils in einem Lehrgang nicht durch 
theoretische Studien, durch Fallstudien und 
Lehrdiskussionen erworben werden, sondern 
bedürfen zu ihrer Entwicklung vor allem praxis- 
ähnlicher Schulungsformen, die dem Nach- 
wuchsbeamten in Entscheidungs- und Verhand- 
lungssituationen einer simulierten Wirklichkeit 
stellen. Sie setzen Sachwissen voraus und er- 
fordern die Anwendung des Sachwissens. Die 
Notwendigkeit und hervorragende Lehrwirk- 
samkeit solcher simulierten Tätigkeitsmodelle 
hat sich schon nach den ersten Lehrgangserfah- 
rungen herausgestellt und bestätigt. 

Der erste Fortbildungslehrgang mußte unter 
dem Zeitdruck seines Zustandekommens über- 
wiegend durch Vorträge und Referate sowie 
durch Referatsbeiträge der Lehrgangsteilneh- 
mer selbst gestaltet werden. Dabei zeigte sich, 
daß eine länger dauernde passive Aufnahme 
von Wissensstoff bei den Lehrgangsteilnehmern 
Ermüdungserscheinungen hervorruft und sie 
nach aktiver Selbstbetätigung verlangen läßt. 
Diese Erfahrungen beschleunigten die Entwick- 
lung eines variationsfähigen Instrumentariums 
von Lehrformen, die insgesamt und durch ge- 
eignete Mischung im Gesamtprogramm eine an- 
teilmäßig abgewogene Verbindung von theore- 
tischer und praktischer Schulung ermöglichen 
sollten. Wichtiges Hilfsmittel sind dabei soge- 
nannte Reading-Lists, die allen Teilnehmern 
vor der Veranstaltung ausgehändigt werden 
und die neben einer Gliederung des Themas 
Hinweise über vorbereitende und vertiefende 
Literatur enthalten; dabei wird die vorberei- 
tende Literatur regelmäßig als Pflichtlektüre 
auferlegt. Das entsprechende Lehrmaterial wird | 
aus einer eigens für die Lehrgänge eingerichte- 
ten und in ihren Beständen ständig ergänzten 
Lehrgangsbibliothek zur Verfügung gestellt. 

Zu den wichtigsten Lehrformtypen zählen: 

- Elementar- oder Aufbaulehrgespräche, in 
denen entweder ohne Voraussetzung von 
Elementarkenntnissen oder aufbauend ■ 
auf Grundkenntnissen der Hörer, die zu- 
vor durch Selbststudium vorbereiteter 
Texte erworben wurden, das Thema 
durch erfragte Stellungnahmen oder Dis- 
kussionen entwickelt wird, die Ge- 
sprächsergebnisse jeweils zusammenge- 
faßt werden und darauf die weitere 
Gedankenführung aufgebaut wird. 

- Arbeitsgemeinschaften mit eigenen Re- 
feraten der Teilnehmer, wobei unter- 


schieden wird zwischen theoretisch-syste- 
matischer Erarbeitung eines Themas und 
anschließender Diskussion, Behandlung 
praktischer Fälle, Fertigung von Text- 
vorschlägen und Entwürfen zur Lösung 
eines gestellten Problems, simulierte 
Verhandlungen durch Aufteilung der 
Teilnehmer in mehrere Delegationen 
oder gegenseitige Erfragung von Stel- 
lungnahmen zu einem gestellten Problem. 

- Fremdsprachliche Arbeitsgemeinschaften 
oder Vorträge 

- Planspiele. 

Methodisch besonders bewährt haben sich, von 
noch experimentell bedingten vereinzelten Män- 
geln abgesehen, Verhandlungsspiele und Ent- 
scheidungsübungen. Die durchschlagendsten 
Mitarbeits- und Leistungserfolge sind indessen 
mit Planspielen erreicht worden. Im zweiten 
Fortbildungslehrgang konnte in Zusammen- 
arbeit mit der Technischen Akademie Wupper- 
tal ein voUdeterminiert.es Unternehmensplan- 
spiel mit Einsatz der elektronischen Datenver- 
arbeitung durchgeführt werden. Die hinsicht- 
lich der grundsätzlichen Unternehmenspolitik, 
Investitionen, Produktionen und Finanzierung 
im Konkurrenzverhältnis auf drei Großmärkten 
von jeder der Unternehmens- Arbeitsgruppen zu 
fällenden betrieblichen Leistungsentscheidun- 
gen wurden, in Daten umgesetzt, über Draht 
einem Großrechner zur programmgemäßen Aus- 
wertung übermittelt. Die kurzfristig wiederein- 
treffenden Rechenergebnisse waren dann, in Bi- 
lanzen ausgedrückt, jeweils Grundlage für die 
folgenden Entscheidungen. Die Entscheidungs- 
operationen mußten im allgemeinen unter Zeit- 
druck ausgeführt werden. Die Arbeitserfahrun- 
gen waren ausgesprochen wertvoll, sowohl 
hinsichtlich der Vorbereitung und Kontrolle 
volks- und betriebswirtschaftlicher Entscheidun- 
gen auf der Stufe der Unternehmensführung als 
auch für die Einübung in eine arbeitsteilig zu 
koordinierende Teamarbeit. 

Eine außerordentlich lebhafte, methodisch und 
sachlich ergiebige Mitwirkung der Lehrgangs- 
teilnehmer ergab sich auch bei einem bilatera- 
len Verhandlungsspiel aus dem Gebiet der 
völkerrechtlichen Vertragspraxis und bei einem 
Rollen-Planspiel, bei dem es galt, sachgerechte 
Organisationsformen für eine neu zu gründen- 
de, mit bestimmten materiellen Aufgaben be- 
traute internationale Organisation auszuhan- 
deln. 

10. Tagungsabschnitte 

Bisher steht eine Dauerunterkunft für die 
Durchführung des etwa fünfmonatigen internen 
Lehrgangsabschnittes nicht zur Verfügung. Das 
Lehrprogramm ist daher auf verschiedene Ta- 
gungsorte und -abschnitte verteilt werden. Als 
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Tagungsstätten wurden geeignete Fortbildungs- ; 
einrichtungen öffentlich-rechtlicher und privater 
Träger im In- und Ausland ausgewählt. Längere 
Tagungsabschnitle wurden am Europa-Institut 
der Universität Saarbrücken, in der Landesver- , 
waltungsschule von Nordrhein-Westfalen in ' 
Hilden, in der zentralen Sprachenstelle des 
Senators für Inneres in Berlin, in der Aka- 
demie für politische Bildung in Tutzing so- 1 
wie in einer französischen Fortbildung seinrich- 
lung für den Führungsnachwuchs der Wirtschaft 
in Jouy-en-Josas/Frankreich durchgeführt. Die j 
Studienaufenthalte des Lehrgangs an der Aus- 
bildungsstätte der Kaufhof-AG in Neckar- ■ 
gemünd und bei der Treasury in London wur- i 
den schon erwähnt. 

i 

Ein Rhythmus im Lehrgangsablauf, wie er sich : 
durch den Wechsel der Tagungsstätten ergibt, 
ist zwar im Prinzip zu begrüßen, weil nach den ! 
Erfahrungen der unterschiedliche Charakter der 
Tagungsorte belebende Impulse für die Lei- 
stungsbereitschaft der Teilnehmer auslöst. Den- 
noch ist wegen der organisatorischen Verein- 
fachung und der Kostenersparnis die Erstellung 
einer zentralen Fortbildungsstätte vorzuziehen. 
Damit ließen sich didaktische Vorteile insofern 
verbinden, als arbeitsintensive Teilprogramme 
mit Konzentration auf Selbststudium, Teil- 
nehmerreferate und Gruppenarbeitsgemein- 
schaften an dieser zentralen Fortbildungsstättc 
durchgeführt werden könnten, während für die 
Informationsprogramme nur zwei oder drei 
Tagungsabschnitte von kürzerer Dauer in Be- 
tracht kämen. 

11 . Praktika 

Dem internen Ausbildungsgang waren sechs- 
monatige Teilnehmer-Praktika bei internatio- 
nalen Organisationen angcschlossen. Die Ar- 
beitsplätze konnten vorbehaltlich der Auf- 
nahmebereitschaft der Organisationen von den 
Teilnehmern frei gewählt werden. Folgende 
europäische und internationale Organisationen 
haben bisher Praktikantenplätze für Lehrgangs- 
teilnehmer zur Verfügung gestellt: 

- Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften, Brüssel/Lux e mb u r g 

- Allgemeines Zoll- und Handelsabkom- 
men (GATT), Genf 

- Internationale Atomenergie-Organisation 
(IAEA), Wien 

-- Ernährungs- und Landwirtschaftsorgani- 
sation der UN (FAO), Rom 

- Welternährungsprogramm (WFP), Rom 

- Organisation für wirtschaftliche Zusarn- | 

menarbeit und Entwicklung (OECD), ! 
Paris | 

- Europäische Investitionsbank, Brüssel ! 

- Europaral, Straßburg 


- Europäische Organisation für Kernfor- 
schung (CERN), Genf 

- Internationales Arbeitsamt (ILO), Genf. 

Die Praktika haben sich als sehr nützliche und 
für die Vorbereitung auf internationale Auf- 
gaben notwendige Ergänzung erwiesen. 

Um siclierzustellen, daß die schon berufserfah- 
renen Teilnehmer, anders als die im Rahmen 
ihres Vorbereitungsdienstes bei solchen Orga- 
nisationen tätigen Referendare, über eine in- 
formatorische Beschäftigung hinaus an echte 
P r o j ek tb e a rb e i t im g e n h c r a n g e f ül i r t worden, 
wird angestrebt, die entsandten Praktikanten 
auch in dieser Phase des Lehrgangs von den 
jeweils zuständigen Fachgruppenleitern wissen- 
schaftlich-systematisch betreuen zu lassen. 
Außerdem erscheint eine abschließende Aus- 
wertung und systematische Vertiefung der 
Gesamtoindrücke nach Abschluß der Praktika 
wünschenswert; sie könnte als Grundlage dafür 
dienen, die weitere Verwendung der Lehr- 
gangsteilnehmer möglichst in oder in Zusam- 
menarbeit mit den Organisationen, bei denen 
sie gearbeitet haben, zu steuern. Ein solcher 
abschließender Erfahrungsaustausch würde zu- 
dem nicht nur zusätzliche Erkenntnisse für die 
Teilnehmer, sondern auch wertvolle Anregun- 
gen für die Programmgestaltung künftiger Lehr- 
gänge erbringen. 

12. Ergebnisse der Lehrgänge 

Von den 34 Teilnehmern der abgeschlossenen 
Lehrgänge sind bisher fünf Beamte in den 
Dienst internationaler Organisationen überge- 
treten oder bei deutschen Auslandsvertretungen 
eingesetzt, drei weitere Teilnehmer rechnen in 
Kürze 1 mit ihrer Einberufung in internationale 
Verwaltungen. Von den übrigen Teilnehmern 
wird etwa die Hälfte wegen der Teilnahme an 
den Lehrgängen auf Arbeitsplätzen mit inter- 
nationalen Arbeitskontakten verwendet. Dieses 
angesichts der inzwischen veränderten Personal- 
lage bei den wichtigsten internationalen Orga- 
nisationen schon positiv zu bewertende Ergeb- 
nis wird sich in absehbarer Zeit noch verbes- 
sern, wenn über die weitere Verwendung der 
erst am 29. Februar 1968 aus dem Praktikum 
zurückgekehrfen Teilnehmer des zweiten Fort- 
bildungslehrgangs endgültig entschieden ist. 

Um die Effizienz dieser Fortbildung zu steigern, 
wird es notwendig sein, besonderes Augenmerk 
auf die Verwendung der Teilnehmer nach Lehr- 
gangsabschluß zu richten. Hierzu erscheint es 
unerläßlich, die Lehrgangsteilnehmer zentral zu 
erfassen und die zu internationalen Organisa- 
tionen entsandten Beamten hinreichend persön- 
lich und dienstlich zu betreuen. Hierfür wird 
zur Zeit die Einrichtung einer Zentralstelle für 
internationales Personal bei der Bundesregie- 
rung erwogen. 
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Die personelle Repräsentanz der Bundesrepu- 
blik Deutschland bei den internationalen Orga- 
nisationen ließe sich auch dadurch verbessern, j 
daß Leerstellen für zu entsendende Beamte | 
schon vorsorglich eingerichtet werden, damit | 
internationalen Organisationen jederzeit ohne | 
personalwirtschaftliche Schwierigkeiten Beamte | 
angeboten und auch Beamte sofort entsandt 
werden können. Dadurch würde auch das er- | 

wünschte roulement der Beamten erleichtert. | 

i 

Einer Prüfung sollte auch die bisherige Rege- | 
lung unterzogen werden, nach der von inter- j 
nationalen Organisationen zurückkehrende Be- | 
amte in jedem Falle sofort auf die nächste frei j 
werdende Planstelle zu übernehmen sind. Die J 
Leerstellen sollten in solchen Fällen für einen j 
längeren Zeitraum zur Verfügung stehen. 


nationalen Einrichtungen ähnliche Verhältnisse 
und Verwaltungsmethoden wie in der nationa- 
len Verwaltung antreffen und ihnen in ihrer 
Ausbildung neben allgemein-juristischen auch 
politische und ökonomische Elcmentarkennt- 
nisse vermittelt werden. Hinzu kommt, daß sie 
im allgemeinen ihre Muttersprache als Arbeits- 
sprache benutzen können. Schließlich entstam- 
men zahlreiche Beamte dieser Länder, die zu 
internationalen Einrichtungen entsandt werden, 
einem Ausbildungsgang, der auch den Bedürf- 
nissen der ehemaligen Kolonial- bzw. Common- 
wealth-Verwaltung Rechnung zu tragen hatte. 
Ansätze für eine Sonderausbildung für inter- 
nationale Aufgaben entwickeln sich zur Zeit in 
Italien und Spanien. Einzelheiten über den vor- 
gesehenen Ausbildungsgang sind jedoch noch 
nicht bekannt. 


13. Ausbildung und Rechtsstellung der Bediensteten 
anderer Staaten bei zwischen- und überstaat- 
lichen Einrichtungen 


Eine Erhebung über Ausbildung und Rechts- 
stellung von Bediensteten anderer Staaten, die 
bei internationalen Organisationen tätig sind, 
ergab, daß bisher weder bei den Mitgliedstaa- 
ten der Europäischen Gemeinschaften noch in 
Großbritannien und den USA eine besondere 
Aus - oder Fortbildung für internationale Auf- 
gaben besteht. Die im internationalen Dienst 
stehenden Beamten dieser Länder haben in der 
Regel die normale Ausbildung für den natio- 
nalen Verwaltungsdienst oder eine besondere 
Führungskräfte- Ausbildung durchlaufen, wobei 
jedoch auch eine Spitzenausbildung sich in 
erster Linie an den Erfordernissen des natio- 
nalen Verwaltungsdienstes orientiert. Eine Son- 
derausbildung für den internationalen Dienst 
mag in einigen Ländern auch deshalb nicht 
notwendig sein, weil die Beamten in den inter- 


i 

l 


i 


Die Rechtsstellung der Beamten anderer Staaten 
während ihrer Tätigkeit bei internationalen 
Organisationen ist unterschiedlich geordnet. Die 
Regelungen in den Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Gemeinschaften und in Großbritannien 
stimmen darin überein, daß das nationale Be- 
amtenverhältnis grundsätzlich bestehen bleibt 
mit Ausnahme der Niederlande, wo die Beam- 
ten nach zehnjähriger Beurlaubung aus dem 
nationalen Dienst ausscheiden. Das der Ent- 
sendung nach dem jeweiligen nationalen Recht 
zugrunde liegende Rechtsverhältnis entspricht 
in keinem Falle genau den Begriffen der Ver- 
setzung, Abordnung oder Beurlaubung des 
deutschen Beamtenrechts. Einige Staaten haben 
in jüngster Zeit den Rechtsstatus der zu inter- 
nationalen Organisationen entsandten Beamten 
neu geregelt oder bereiten Neuregelungen vor. 
Es ist daher im gegenwärtigen Zeitpunkt nicht 
möglich, einen exakten Überblick über die 
Rechtsstellung der Beamten anderer Staaten 
während der Entsendung zu geben. 


Benda 



